
 

HERFURTH & PARTNER 
RECHTSANWÄLTE . HANNOVER . GÖTTINGEN . BRÜSSEL . HERAUSGEBER 

 

www.caston.info               COMPACT 
Die Datenbank im Internet. 
 
 

Investieren in Indien          - No. 170- 
 
Jona Aravind Dohrmann, Rechtsanwalt 
 
Übersicht zu Indien 

Größe: 3,29 Mio. qkm 
Hauptstadt: Neu-Delhi 
Politische Struktur: Parlamentarische Demokratie 
mit einem Zweikammerparlament und Teilung der 
drei Gewalten (Exekutive, Legislative & Judikati-
ve), föderaler Staatsaufbau mit gewählten Landes-
regierungen 
Demoskopische Daten: Bevölkerung von 1.027 
Mio. (2001), davon ca. 82 % Hindus, 12 % Mus-
lime, 2,4 % Christen, ferner Sikhs, Buddhisten, 
Jains, Parsen und Juden; Lebenserwartung durch-
schnittlich 63 J., Alphabetisierungsrate von 65 % 
Zeitverschiebung zu Deutschland: +3 1/2 Std. 
(Sommerzeit), + 4 1/2 Std. (Winterzeit) 
Währung: 1 ind. Rupie = 100 Paise (~0,02 Cent) 
BIP (zu Marktpreisen): ca. 414 Mrd. EUR 
Durchschn. Wachstum: 5,2 % 
Pro-Kopf-Einkommen (2000): ca. 228 EUR im 
Jahr, das entspricht in etwa der offiziellen indi-
schen Armutsgrenze  
 
Allgemeines 
 
Die indische Regierung hat seit 1991 umfassende 
Wirtschafts- und Finanzreformen in Gang gesetzt, 
die sich durch eine bewußte Anerkennung der 
wichtigen Rolle ausländischer Direktinvestitionen 
(Foreign Direct Investment = FDI) auszeichnen. 
Die fortdauernde Liberalisierung der wirtschaftspo-
litischen Richtlinien verfolgt in erster Linie das Ziel, 
auf verschiedenen Sektoren den verstärkten Zufluß 
von FDI nach Indien zu erleichtern. Als Mitglied der 
WTO möchte Indien seine Wirtschaft schneller und 
umfangreicher in die Weltwirtschaft integrieren. 
Dieser Prozeß beruht auf einem parteiübergreifen-
den Konsens und ist unumkehrbar. Die indische 
Regierung fördert auch besonders FDI von Aus-
landsindern (NRI = Non-Resident Indian) und von 
ausländischen Körperschaften (OCB = Overseas 

Corporate Body), die sich mehrheitlich im NRI-
Besitz befinden. Gewinne sind mit Ausnahme von 
einigen Fällen frei rückführbar. 
 
Bilaterale Beziehungen 
 
Indien und Deutschland haben eine stetig wach-
sende Handelsbilanz zu verzeichnen. Das Volumen 
der Handelsbilanz hat im Jahr 2001 ca. 4,8 Mrd. 
EUR erreicht. Die Bilanz ist weitgehend ausgegli-
chen. Allerdings ist Deutschland zwar Indiens 
viertgrößter Handelspartner, Indien steht in der 
deutschen Außenhandelsbilanz aber lediglich an 
33. (Einfuhr) bzw. 41. Stelle. Diese Zahlen sind 
relativ bescheiden, zieht man einen Vergleich zur 
VR China, die 2001 eine Gesamthandelsbilanz von 
knapp 32 Mrd. EUR mit Deutschland aufwies und 
die Plätze 10 (Einfuhr) und 14 (Ausfuhr) belegte. 
Nach einer Periode der Stagnation und des leichten 
Rückgangs (1997-1999) hat sich der bilaterale 
Handel erholt und ist 2001 im Vergleich zum Vor-
jahr um 13,7 % gewachsen, wobei das Höchstni-
veau von 1996 übertroffen wurde.  
Hauptexportartikel Indiens nach Deutschland sind 
technische Güter, Textilien, Baumwolle, Seide (1/3 
der Exporte), Lederprodukte (1/5), chemische und 
pharmazeutische Produkte, Teppiche, Tee, Edel-
steine und Schmuck (1/5). Die Hauptimporte aus 
Deutschland sind Maschinen Chemikalien und 
Pharmazeutika, Eisen und Stahl, PKWs, elektroni-
sche Geräte und Präzisionsinstrumente.  
 
Ausländische Investition 
 
FDI sind uneingeschränkt in allen Sektoren ein-
schließlich des Dienstleistungssektors erlaubt, 
sofern die amtlich bekanntgemachte Sektorpolitik 
nicht eine Obergrenze für ausländische Direktin-
vestitionen vorsieht. FDI können für die meisten 
Aktivitäten/Sektoren automatisch durch die Reser-
ve Bank of India (RBI) genehmigt werden. Für 
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verbleibende Vorhaben ist die Regierung zuständig. 
Sie erteilt die Genehmigung auf Empfehlung des 
Foreign Investment Promotion Board (FIPB). 
 
Automatische Genehmigung durch die RBI 
 
Für die automatische Genehmigung (automatic 
route) durch die RBI gilt folgendes:  
Handelt es sich um ein Neuunternehmen, ist für 
alle Vorhaben der FDI, NRI- und OCB-Investitionen 
das automatische Genehmigungsverfahren an-
wendbar,  
• wenn für die Vorhaben keine Industrielizenz vor-
gesehen ist, 
• wenn der ausländische Partner keine früheren 
Unternehmensverbindungen nach Indien hatte, 
• und bei den Vorhaben die Beteiligungsobergren-
zen eingehalten werden und die FDI nicht verboten 
ist. 
Es steht den Investoren aber dennoch frei, den 
Antragsweg über das FIPB zu wählen. 

 
Bestehende Unternehmen können ebenfalls die 
automatic route wählen, solange  
• sich ihr Vorhaben ebenfalls auf einen im automa-
tischen Verfahren genehmigungsfähigen Sektor 
bezieht, 
• das bestehende Unternehmen erweitert wird und 
die Erhöhung des Auslandskapitals im Zusammen-
hang mit einer Erweiterung der Eigenkapitalbasis 
des bestehenden Unternehmens und ohne den 
Erwerb vorhandener Anteile durch NRI-, OCB- und 
ausländische Investoren erfolgt, 
• die Überweisung in Devisen vorgenommen wird. 
 
Im Gegensatz zu früher werden nur noch 20 % 
des vom Gründer über öffentliche Emission oder zu 
Vorzugsbedingungen eingebrachten Gesamtbe-
trags in der Weise gebunden, daß sie für 5 Jahre 
ab dem Datum der Zuteilung in keiner Weise über-
tragbar sind. FDI oder Abkommen der Technolo-
giezusammenarbeit können dann nicht automa-
tisch genehmigt werden, wenn das betreffende 
Unternehmen bereits früher Partner eines Joint 
Venture, Technologietransfers oder Markenab-
kommens im gleichen oder in einem verwandten 
Sektor war. Kapitalbeteiligungen internationaler 
Finanzinstitutionen an indischen Unternehmen sind 
ohne weiteres im automatischen Verfahren ge-
nehmigungsfähig. Die RBI erlaubt indischen Unter-
nehmen, FDI ohne ihre vorherige Genehmigung 
anzunehmen, wenn das zuständige Regionalbüro 
der RBI innerhalb von 30 Tagen informiert wird. 
 
 

Genehmigung durch die Regierung 
 
Folgende Kategorien aller Direktinvestitionen unter-
liegen der Regierungsgenehmigung: 
• alle Vorhaben mit obligatorischer Industrielizenz 
(etwa lt. Industriegesetz; für FDI von über 24% 
des Eigenkapitals an Betrieben, die der mittelstän-
dischen Wirtschaft vorbehaltene Güter herstellen 
oder wenn durch Rechtsverordnung vorgesehen), 
• Vorhaben von ausländischen Partnern mit frühe-
rer Unternehmensverbindung nach Indien, 
• Vorhaben, die mit dem Erwerb von Anteilen an 
einem bestehenden indischen Unternehmen zu-
gunsten eines ausländischen, NRI- oder OCB-
Investors zusammenhängen, 
• Vorhaben, bei denen die Beteiligungsobergrenze 
überschritten wird oder FDI bisher nicht erlaubt ist. 
 
Ausländische Investitionen im Bereich der mittel-
ständischen Wirtschaft 
 
In Indien gibt es einen staatlich definierten Sektor 
der mittelständischen Wirtschaft, dem die Produk-
tion bestimmter Güter vorbehalten ist. Allerdings 
erhält auch ein Industrietrieb diesen Status, wenn 
das Investitionsvolumen für technische Anlagen 
und Maschinen des Anlagevermögens die Summe 
von 10 Mio. Rupees (~ 210.000 EUR) nicht über-
steigt und sich dieses Unternehmen in das Register 
des Directorate of Industries/District Industries 
Centre eintragen läßt. Diese Unternehmen haben 
dann die Erlaubnis, alle Güter zu produzieren, ein-
schließlich derjenigen, die der mittelständischen 
Wirtschaft vorbehalten sind. Am eingezahlten Ka-
pital dürfen jedoch in- oder ausländische Industrie-
betriebe nur mit höchstens 24% beteiligt sein. 
Wird diese Grenze überschritten, kann gleichwohl 
weiterproduziert werden, wenn der betreffende 
Betrieb nunmehr eine Industrielizenz mit einer Aus-
fuhrverpflichtung von 50% einholt. Es besteht 
auch die Möglichkeit, von vornherein eine Indust-
rielizenz für die Produktion von Gütern der mittel-
ständischen Wirtschaft zu beantragen, die wieder-
um mit einer Exportverpflichtung von 50% ver-
knüpft ist. 
 
FDI in Handelsgesellschaften 
 
FDI in Handelsgesellschaften bis zu einem Kapital-
anteil von 51 % sind automatisch genehmigungs-
fähig, wenn es sich überwiegend um Export-
aktivitäten handelt und der Exportvertreter einge-
tragen ist. Für einen Kapitalanteil bis zu 100 % 
muß eine Empfehlung des FIPB ausgesprochen 
werden.  
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Investitionsanreize 
 
Exportorientierung 
 
Zur Förderung des Exports hat die indische Regie-
rung Anreize geschaffen: Für 100 % exportorien-
tierte Unternehmen (export-oriented units = EOU), 
für in Exportproduktionszonen (EPZ) und in Son-
derwirtschaftszonen (SEZ) angesiedelte Unterneh-
men gibt es besondere Investitionsanreize und 
Vergünstigungen, wie z.B. zollfreie Einfuhren, Be-
freiung von Einfuhrlizenzen, Befreiung von der 
Verbrauchssteuer bei Lieferungen an EOUs/ in 
EPZs (da sie als Export angesehen werden) sowie 
vorübergehende Steuerbefreiungen. Die EPZs sol-
len eine international wettbewerbsfähige Zone mit 
attraktiven Exportmöglichkeiten bieten. In jeder 
dieser Zonen wird die Basisinfrastruktur zur Verfü-
gung gestellt. Der oben genannte Status kann 
beim Development Commissioner im Falle der 
EPZ/SEZ und beim Secretariat for Industrial As-
sistance (SIA) im Falle der EOUs beantragt wer-
den. 
 
Technologieparks 
 
Um die Elektronikindustrie zu beleben, ihr Export-
potential zu verbessern und eine effiziente Elektro-
nikbauteilindustrie zu entwickeln, bieten die Pro-
gramme der Elektronik-Hardware-Technologieparks 
(EHTP) und der Software-Technologieparks (STP) 
ein Bündel von Anreizen und Vergünstigungen wie 
zollfreie Einfuhren in Anlehnung an das EOU-
Programm, Vergünstigungen für Exporte und vorü-
bergehende Steuerbefreiungen.  
Wie bei allen Vorhaben gibt es auch hier unter 
bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit der 
automatischen Genehmigung, nämlich wenn 
• die Einheiten keiner Lizenzpflicht unterliegen, 
• der Standort den Vorschriften entspricht, 
• die im EHTP- oder STP-Programm festgelegte Ex-
portverpflichtung erfüllt wird, 
• das Unternehmen durch die Zollbehörden unter 
Verschluß gelegt werden kann und alle Ferti-
gungsprozesse auf dem demselben Gelände statt-
finden und nicht vorgesehen ist, daß Rohstoffe 
oder Zwischenprodukte das unter Verschluß ste-
hende Gelände für andere Fertigungs- oder Verar-
beitungsaktivitäten verlassen. 
 
 
 
 
 

Genehmigungsverfahren 
 
Industrielizenzen 
 
Die Beschreibung des intendierten Vorhabens muß 
für die Einholung aller Industriegenehmigungen 
einschließlich der Genehmigung ausländischer In-
vestitionen nach dem indischen Klassifizierungs-
system erfolgen.  
Dabei müssen alle von der Industrielizenzpflicht 
befreiten Industriebetriebe einen vorgeschriebenen 
Formularsatz für Industrieunternehmen (Industrial 
Entrepreneurs Memorandum = IEM) beim SIA 
abgeben (Teil A). Bei Beginn der industriellen Pro-
duktion ist ein Teil B mit Informationen zur Produk-
tion ebenfalls beim  SIA abzugeben. 
Lizenzpflichtige Vorhaben müssen beim SIA bean-
tragt werden, ebenso evtl. eine Lizenz zur Be-
triebsweiterführung, wenn ein mittelständisches 
Unternehmen die für mittelständische Unterneh-
men festgesetzte Investitionsgrenze für technische 
Anlagen und Maschinen durch natürliches Wachs-
tum überschreitet und weiterhin der mittelständi-
schen Wirtschaft vorbehaltene Güter fertigt (sog. 
COB-Lizenz = Carry-on-Business). 
 
Genehmigung von FDI 
 
Die Projekte der automatischen Genehmigung sind 
der RBI vorzulegen. Alle anderen geplanten Aus-
landsinvestitionen einschließlich der NRI-/OCB-
Investitionen und FDIs in Sonderwirtschaftszonen 
und -betriebe (EPZ, SEZ und EOU) sowie Techno-
logieparks (EHTP, STP), die einzelne oder alle für 
die automatische Genehmigung vorgeschriebenen 
Bedingungen nicht erfüllen, werden von der Regie-
rung nach Maßgabe des FIBP geprüft. 
 
Gewerblicher Rechtsschutz 
 
Indien anerkennt den Schutz geistiger Rechte. 
Dazu zählt das Urheberrecht, das den Erfordernis-
sen des Computerzeitalters angepaßt wurde. Wa-
renzeichen werden idealerweise durch den Eintrag 
in ein bereits eingerichtetes Warenzeichenregister 
geschützt. Industrielle Muster werden nach Maß-
gabe des Designs Act von 2001 vor Eingriffen 
geschützt. Das Patentrecht wird gerade erneuert. 
Diese Rechte können durch einstweilige Verfügun-
gen, Anspruch und Gewährung von Schadenser-
satz sowie Herausgabe der fraglichen rechtswidrig 
hergestellten oder bezeichneten Sachen gesichert 
werden. 
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Die wichtigsten Steuern/Zölle in Indien 
 
Körperschaftssteuer: 35 % für indische und 40% 
für ausländische Unternehmen. Bei indischen Un-
ternehmen oder solchen, deren Management in 
Indien ist, wird das gesamte weltweite Einkommen 
besteuert. Die anderen Unternehmen werden nur 
nach dem Einkommen besteuert, das in Indien 
erzielt oder empfangen wurde. 
Besteuerung des Buchgewinns: Diese Minimum 
Alternate Tax (MAT) von 7,5 % wird auf den 
Buchgewinn erhoben, in den Fällen, in denen die 
Körperschaftssteuer unter 7,5 % des Buchgewinns 
liegt. Darunter fallen aber nicht Gewinne aus Soft-
ware- und Güterexporten sowie aus Exporten von 
Film, Fernsehen, Musik oder Nachrichtensoftware 
und Übertragungsrechten. 
Kapitalertragssteuer: Aktionäre müssen keine Kapi-
talertragssteuer entrichten. Stattdessen werden 
Unternehmen zusätzlich zur Körperschaftssteuer 
mit 10 % Kapitalertragssteuer auf die ausgeschüt-
tete Dividende besteuert. 
Mehrwertsteuer: Die Mehrwertsteuer (Central Va-
lue Added Tax = CENVAT) beträgt 16 %. Auf 
bestimmte Güter wird eine spezielle Verbrauchs-
steuer von 16 % aufgeschlagen. 
Einfuhrzoll: Ein Einfuhrzoll wird auf importierte 
Güter erhoben. Der Höchstbasiszollsatz beträgt 
nun 25 % und soll bis 2004 auf 15 % reduziert 
werden (1991: 85 %). Hinzu können kommen der 
„zusätzliche Einfuhrzoll“ von 16 %, welcher der 
Mehrwertsteuer entspricht und schließlich der 
„besondere zusätzliche Einfuhrzoll“ von 4 %. Eini-
ge oder alle dieser Zölle können nach Maßgabe der 
Regierung erhoben werden. 
Dienstleistungssteuer: Diese Steuer von 5 % wird 
u.a. für Telefon, Versicherungen, Brokerdienste 
und von bestimmten Freiberuflern erhoben. 
Verkaufssteuer: Die Verkaufssteuer variiert von 4-
10 % je nach Bundesland und wird beim Verkauf 
von beweglichen Sachen fällig. 
Außerdem gibt es in Indien noch variierende Stadt-
zölle (octroi).Außerdem können von Zeit zu Zeit 
Zuschläge auf Steuern erhoben werden, etwa im 
Falle von Erdbeben, Überschwemmungen etc. 
(contingency fund). Das indische Geschäftsjahr 
läuft vom 1. April bis 31. März. 
 
Steueranreize 
 
Indien gewährt Steueranreize für Investoren, um 
die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Die 
wichtigsten Vergünstigungen umfassen: 
• Vorhaben in der Entwicklung der Infrastruktur 
(10 Jahre Steuerfreiheit, tax holidays, die Vor-

schrift zur obligatorischen Übertragung der Infra-
struktur auf den Staat ist entfallen), 
• Energievorhaben, die vor dem 31. März 2006 
Energie produzieren (10 Jahre Steuerfreiheit), 
• Telekommunikation (5 Jahre Steuerfreiheit, wei-
tere 5 Jahre 25 % Freibetrag des steuerbaren Ge-
winns), 
• Errichtung von Sonderwirtschaftszonen (5 Jahre 
Steuerfreiheit), 
• Steuerfreiheit bis zum 31.03.2009 bei Exporten. 
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